
25.04.2024

1

Sachstandsbericht in der Sitzung des BGSA
am 18.04.2024, 18.00 Uhr

Bever-Forum im Rathaus Ostbevern

Temporäre Sperrungen von Straßen für den
Kfz-Verkehr im Nahbereich von Schulen

Überblick:

1. Ausgangssituation
2. Mobilitätskonzept
3. Rechtliche Rahmenbedingungen
4. Geplantes Vorgehen zur Umsetzung: Verkehrsversuch
5. Ausblick auf die Schritte nach dem Verkehrsversuch
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1. Ausgangssituation

- Verkehrssituation im Schulumfeld seit langer Zeit im Fokus
- Insbesondere zu Schulbeginn:

• Hohes Aufkommen an Fußgängern und Radfahrern
• Eltern-Taxis und Anliegerverkehr
• Relativ schmale Gehwege für temporär erhöhte Nutzung
Folge: unübersichtliche Situationen, Konfliktsituationen

Bild unkenntlich gemacht aus Lizenzgründen.

1. Ausgangssituation

- Vielfältige Ideen zur Optimierung der Verkehrssituation
• Einrichtung einer Fahrradstraße/Fahrradzone
• Einrichtung einer Einbahnstraße
• Temporäre Sperrungen
• Einrichtung von Eltern-Taxi-Haltestellen (je ein Stellplatz auf den 

Parkplätzen am Rathaus und am Beverbad eingerichtet im Frühjahr 2020)
• …



25.04.2024

3

2. Mobilitätskonzept

- Beschluss Mobilitätskonzept durch den Rat Ende 2023

- Verschiedene Maßnahmensteckbriefe, u. a. „Schulisches 
Mobilitätskonzept“

- Ziele des „Schulischen Mobilitätskonzepts“:
• Verkehrssicherheit bei Kindern fördern
• Stärkung der Selbständigkeit im Straßenverkehr
• Schaffung eines Bewusstseins bei Kindern,

Jugendlichen und Eltern, dass Mobilität auch
ohne Pkw-Einsatz erfolgen kann 

- Umsetzungsschritte sind u. a.
• Überprüfung Eltern-Taxi-Haltestellen 
• Verkehrsversuch „Temporäre Schulstraße“

Aktion im Rahmen der EMW im September 2023
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3. Rechtliche Rahmenbedingungen

Ende Januar 2024 hat das Land NRW
über einen neuen Erlass informiert, 
der die Möglichkeit bietet, Straßen  
im Nahbereich einer Schule temporär 
zu den maßgeblichen Bring- und Hol-
-zeiten für den Kfz-Verkehr zu sperren.

Bild unkenntlich gemacht 
aus Lizenzgründen.

4. Geplantes Vorgehen zur Umsetzung: Verkehrsversuch

- Kontaktaufnahme mit dem StVA WAF 
- Info in BM-Berichten UPA 20.02.24 und HFA 22.02.24
- Bildung einer fachbereichsübergreifenden Projektgruppe
- Erstes Abstimmungsgespräch mit dem StVA WAF und 

Vertreter*innen der Verwaltung Mitte März 2024:

Ziel: Beantragung eines mehrmonatigen Verkehrsversuches
- Erarbeitung eines Konzeptes zur Planung, Durchführung und 

Evaluation des Verkehrsversuches inkl. geplanter Öffentlich-
keitsarbeit bis zur Sommerpause und Beratung,  Beschluss-
fassung im BGSA 
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- Welche Schritte sind dazu erforderlich:

• Evaluation und Fortschreibung des Verkehrsversuches 
(Bestandsanalyse: Verkehrsdatenerfassung, Verkehrsbeobachtung im 
Vorfeld und (mehrfach) während des Verkehrsversuchs zur Ermittlung 
der Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehen …)

• Umsetzungskonzept (Festlegung des Bereiches und Art und Weise der
Sperrung)

• Festlegung der Zeiträume (Bringzeiten oder auch Holzeiten)

• Ggf. Einrichtung weiterer Eltern-Taxi-Haltestellen

• Prognosen und Szenarien

• Klärung der Zugänglichkeit für Anwohner und „berechtigte“ Anlieger in 
dem Sperrzeitraum

• Festlegung des möglichen Startzeitpunkts und der Dauer des 
Verkehrsversuches

• Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikationsstrategie
Der Prozess sollte im Vorfeld des Starts und während der Durchführung
des Verkehrsversuches positiv gestaltet und unterstützt werden.

• Beteiligungsprozess: Nur gemeinsam erfolgreich!
Neben Politik, Verwaltung (verschiedene Fachbereiche), Straßen-
verkehrsamt, Polizei sind viele weitere Akteure, wie Schulleitung, 
Lehrkräfte, Elternvertretung, Schüler*innen, Anwohner*innen usw. 
frühzeitig einzubinden 
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5. Ausblick auf die Schritte nach dem Verkehrsversuch

 Abschlussbericht
 Politische Beratung und Beschlussfassung
 Ziel: Beantragung der dauerhaften temporären Sperrung 

der betroffenen Straßen im Schulumfeld
 Rechtlich in dem Fall erforderlich:

• straßenrechtliche Teileinziehung der Straßen, weil durch den 
temporären Ausschluss des Kfz-Verkehrs der Gemeingebrauch der 
öffentlichen Straßen beschränkt wird

• ist ein förmliches Verfahren nach dem Straßen- und Wegegesetz


